
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 

 
Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur 
Postfach 7151 | 24171 Kiel 

Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit 
 
ausschließlich per E-Mail 

 

 

 
 

 

 

Ihr Zeichen: 
Ihre Nachricht vom: 

Mein Zeichen: V426 36036/2026 
Meine Nachricht vom: 

 
 

Telefon:  
 
 
 

31.03.2026 

 
Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Abwasserverordnung und zur 
Änderung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir danken für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf der Änderung der 
Abwasserverordnung und der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung. 
Nachstehend erhalten Sie die Stellungnahme des Ministeriums für Energiewende, 
Klimaschutz, Umwelt und Natur des Landes Schleswig-Holstein zum Verordnungsentwurf. 

Zu Artikel 1: 

Die Erweiterung des Anwendungsbereichs von Anhang 23 unter A (1) Nr. 2. auf 
Biogasanlagen ist grundsätzlich zu begrüßen, jedoch birgt die Formulierung „Vergärung 
und Mitvergärung von Abfällen und Gülle in Anlagen zur Erzeugung von Biogas, die in 
Nummer 8.6 des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
aufgeführt sind“, Unklarheiten. In der Begründung zu den einzelnen Vorschriften wird 
jeweils auf § 19 Absatz 5 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (AwSV) Bezug genommen, woraus abgeleitet werden kann, 
dass die neuen Regelungen auch für Biogasanlagen mit Gärsubstraten 
landwirtschaftlicher Herkunft gelten sollen, sofern sie nicht unter § 19 Absatz 5 Satz 2 
fallen. Durch Bezugnahme auf Satz 2 sind korrekterweise die Biogasanlagen mit 
Gärsubstraten landwirtschaftlicher Herkunft ausgenommen, deren verunreinigtes 
Niederschlagwasser entsprechend der guten fachlichen Praxis der Düngung verwendet 
wird. Mit der Einschränkung auf Biogasanlagen zur Vergärung und Mitvergärung von 
„Gülle“ ist jedoch nicht klar, ob auch Biogasanlagen mit Gärsubstraten landwirtschaftlicher 
Herkunft gemäß § 19 Absatz 5 Satz 1, z.B. zur Vergärung oder Mitvergärung von Mais 
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einbezogen werden können. Dies wäre sehr zu begrüßen, weil insbesondere bei den 
Lageranlagen für das Gärsubstrat Mais (Silagelageranlagen) verunreinigtes 
Niederschlagswasser anfällt. Insofern wird die folgende Formulierung vorgeschlagen: 
„Vergärung von Abfällen oder von Gärsubstraten landwirtschaftlicher Herkunft oder 
einer gemeinsamen Vergärung, die in Nummer 8.6 des Anhangs 1 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen bzw. in § 2 Absatz 8 aufgeführt sind.“ 
 
Unabhängig von dieser Änderung sollte in dem Absatz nach A (1) Nr. 5 der folgende 
Halbsatz ergänzt werden: [...] soweit es nicht prozessintern genutzt werden kann. […]. 
Damit soll vermieden werden, dass das verunreinigte Niederschlagswasser, das als 
Prozesswasser zurückgeführt wird, rechtlich als „Abwasser“ einzustufen ist, weil u.U. 
eine Rückführung von „Abwasser“ als solches in den Fermentationsprozess rechtlich 
nicht zulässig ist. 
 
Artikel 2 der Verordnung soll lediglich der Umsetzung kleiner Korrekturen in der 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung dienen, um ein 
verordnungsgeberisches Versehen zu berichtigen. Diese Änderungen werden 
mitgetragen. Mit Verwunderung haben wir jedoch zur Kenntnis genommen, dass die 
bereits in den LABO-Ausschüssen und der LABO-Vollversammlung mehrfach 
diskutierte und als umsetzungsreif zwischen Bund und Ländern anzusehende Regelung 
zur Anwendung des Fachmoduls Boden und Altlasten nicht Bestandteil der Änderung 
der BBodSchV ist. Eine Begründung, warum das trotz der bestehenden Absprachen 
nicht umgesetzt wurde, ist nicht ersichtlich. 

Die Änderung ist für den Ländervollzug essentiell, zu den Hintergründen ist auf die 
Abstimmungen der Länder mit dem BMUKN zu verweisen. Wir bitten darum, die 
Regelung in die jetzige Änderung der BBodSchV aufzunehmen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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